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Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

am 26. April 2010 wurde das Parlament im Rahmen des Verfahrens der Konsultation gemäß 
Artikel 203 AEUV vom Rat zu dem genannten Vorschlag konsultiert. Der Vorschlag wird 
derzeit im Fischereiausschuss geprüft, und als Vorsitzende dieses Ausschusses wurden Sie als 
Berichterstatterin benannt.

Am 6. Oktober 2010 wurde der Rechtsausschuss ersucht, gemäß Artikel 37 Absatz 2 der 
Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments eine Stellungnahme zur Rechtsgrundlage des 
Vorschlags abzugeben. Ihr Ausschuss argumentiert, dass der betreffende Rechtsakt gemäß 
dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren angenommen werden sollte, und schlägt als 
Rechtsgrundlage Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 204 AEUV sowie den Einzigen Artikel des 
Protokolls (Nr. 34) über die Sonderregelung für Grönland vor.

I. Hintergrund

Grönland, eine ehemalige dänische Kolonie, wurde Teil der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, als Dänemark 1973 der EWG beitrat. Aufgrund der rasch 
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voranschreitenden Modernisierung der grönländischen Gesellschaft und von Forderungen 
nach mehr wirtschaftlicher und politischer Unabhängigkeit von Dänemark verließ Grönland 
1985 jedoch offiziell die EWG. 

Grönland blieb allerdings als eines der überseeischen Länder und Hoheitsgebiete mit der 
Europäischen Union verbunden und unterlag somit den früheren Artikeln 131 bis 136 des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (heute Artikel 198 bis 203 
AEUV). Mit dem Vertrag über den Austritt Grönlands aus der Gemeinschaft wurde eine 
Sonderregelung im Fischereibereich erlassen, aufgrund derer die Europäische Union ihre 
Fischereirechte und Grönland die finanzielle Unterstützung durch die Union beibehält. Das 
Protokoll Nr. 34 über die Sonderregelung für Grönland wurde dem EWG-Vertrag ebenfalls 
als Anlage beigefügt und enthält die Bestimmungen für die Behandlung von der gemeinsamen 
Fischereimarktorganisation unterliegenden Erzeugnissen mit Ursprung in Grönland bei der 
Einfuhr in die Union.

II. Vorgeschlagene Rechtsgrundlage

Artikel 203 AEUV1

Der Rat erlässt einstimmig auf Vorschlag der Kommission und aufgrund der 
im Rahmen der Assoziierung der Länder und Hoheitsgebiete an die Union 
erzielten Ergebnisse und der Grundsätze der Verträge die Bestimmungen über 
die Einzelheiten und das Verfahren für die Assoziierung der Länder und 
Hoheitsgebiete an die Union. Werden diese Bestimmungen vom Rat gemäß 
einem besonderen Gesetzgebungsverfahren angenommen, so beschließt er 
einstimmig auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments.

Artikel 204 AEUV

Die Artikel 198 bis 203 sind auf Grönland anwendbar, vorbehaltlich der 
spezifischen Bestimmungen für Grönland in dem Protokoll über die 
Sonderregelung für Grönland im Anhang zu den Verträgen.

PROTOKOLL (Nr. 34)
ÜBER DIE SONDERREGELUNG FÜR GRÖNLAND

Einziger Artikel

(1) Die Behandlung von der gemeinsamen Fischereimarktorganisation 
unterliegenden Erzeugnissen mit Ursprung in Grönland bei der Einfuhr in die 
Union erfolgt unter Beachtung der Mechanismen der gemeinsamen 
Marktorganisation frei von Zöllen und Abgaben gleicher Wirkung sowie ohne 

                                               
1 Hervorhebung durch den Verfasser.
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mengenmäßige Beschränkungen und Maßnahmen gleicher Wirkung, sofern die 
aufgrund eines Abkommens zwischen der Union und der für Grönland 
zuständigen Behörde eingeräumten Möglichkeiten des Zugangs der Union zu 
den grönländischen Fischereizonen für die Union zufrieden stellend sind.

(2) Alle die Einfuhrregelung für die genannten Erzeugnisse betreffenden 
Maßnahmen einschließlich derjenigen zur Einführung dieser Maßnahmen
werden nach dem Verfahren des Artikels 43 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union beschlossen.

Artikel 43 AEUV

(1) ...

(2) Das Europäische Parlament und der Rat legen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte nach Artikel 
40 Absatz 1 sowie die anderen Bestimmungen fest, die für die Verwirklichung 
der Ziele der gemeinsamen Agrar- und Fischereipolitik notwendig sind.

(3) Der Rat erlässt auf Vorschlag der Kommission die Maßnahmen zur 
Festsetzung der Preise, der Abschöpfungen, der Beihilfen und der 
mengenmäßigen Beschränkungen sowie zur Festsetzung und Aufteilung der 
Fangmöglichkeiten in der Fischerei. 

(4) ...

(5) ...

III. Rechtsprechung zur Rechtsgrundlage

Nach der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs muss sich die Wahl der 
Rechtsgrundlage eines Rechtsakts der Union auf objektive, gerichtlich nachprüfbare 
Umstände gründen, zu denen insbesondere das Ziel und der Inhalt des Rechtsakts gehören1. 
Die Wahl einer nicht korrekten Rechtsgrundlage kann daher die Annullierung des 
betreffenden Rechtsakts rechtfertigen.

IV. Ziel und Inhalt des Vorschlags

Die Erwägungen 2, 3 und 7 des Vorschlags für einen Beschluss lauten:

(2) Dänemark und Grönland haben beantragt, den Handel zwischen der 
                                               
1 Rechtssache C-45/86, Kommission gegen Rat („allgemeine Zollpräferenzen“) Slg. 1987, 1439, Rdnr. 5; 
Rechtssache C-440/05, Kommission/Rat, Slg. 2007, I-9097; Rechtssache C-411/06, Kommission/Parlament, Rat
(8. September 2009) (ABl. C 267 vom 7.11.2009, S. 8).
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Union und Grönland mit Fischereierzeugnissen, Muscheln, Stachelhäutern, 
Manteltieren, Meeresschnecken und daraus gewonnenen Nebenprodukten mit 
Ursprung in Grönland gemäß den Bestimmungen von Anhang III des 
Beschlusses 2001/822/EG des Rates vom 27. November 2001 über die 
Assoziation der überseeischen Länder und Gebiete mit der Europäischen 
Gemeinschaft nach den Vorschriften für den Handel innerhalb der Union zu 
erlauben.

(3) Bei diesem Handel sollten neben den Vorschriften der gemeinsamen 
Marktorganisation für Fischereierzeugnisse auch die Vorschriften der Union 
für Tiergesundheit und Lebensmittelsicherheit, die im Unionsrecht verankert 
sind, beachtet werden.

(7) Um die Einfuhr von Erzeugnissen aus Grönland in die Europäische Union 
gemäß den im Unionsrecht verankerten Vorschriften für den Handel innerhalb 
der Union zu ermöglichen, sollten sich Dänemark und Grönland dazu 
verpflichten, die einschlägigen Bestimmungen in Grönland vor Annahme des 
vorliegenden Beschlusses umzusetzen und durchzuführen.

Dänemark und Grönland sollten sich verpflichten, dafür zu sorgen, dass die 
Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse aus Drittländern nach Grönland unter 
Einhaltung der Unionsvorschriften für Tiergesundheit und 
Lebensmittelsicherheit erfolgt. [...]

Ferner heißt es in den Artikeln 1 und 3 des Vorschlags:

Artikel 1
Gegenstand und Anwendungsbereich

Dieser Beschluss gilt für Fischereierzeugnisse, Muscheln, Stachelhäuter, 
Manteltiere, Meeresschnecken und daraus gewonnene Nebenprodukte („die 
Erzeugnisse“), die aus Grönland stammen oder nach Grönland verbracht 
wurden und danach in die Europäische Union eingeführt werden.

Artikel 3
Allgemeine Vorschriften für den Handel mit Fischereierzeugnissen, 

lebenden Muscheln, Stachelhäutern, Manteltieren, Meeresschnecken und 
deren Nebenprodukten zwischen der Europäischen Union und Grönland

(1) Die Mitgliedstaaten genehmigen die Einfuhr der Erzeugnisse aus Grönland 
in die Europäische Union gemäß den Unionsvorschriften für den Handel 
innerhalb der Union.

(2) Die Einfuhr der Erzeugnisse in die Union unterliegt folgenden 
Bedingungen:
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a) Wirksame Umsetzung und Durchführung in Grönland der die Erzeugnisse 
betreffenden Vorschriften des Unionsrechts für Tiergesundheit, 
Lebensmittelsicherheit und die gemeinsame Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse;

b) ...

c) Übereinstimmung der Sendungen von Erzeugnissen, die aus Grönland in die 
Union verbracht werden, mit den Vorschriften des Unionsrechts für
Tiergesundheit, Lebensmittelsicherheit und die gemeinsame Marktorganisation 
für Fischereierzeugnisse;

d) ordnungsgemäße Anwendung der Vorschriften des Unionsrechts für
Tiergesundheit, Lebensmittelsicherheit und die gemeinsame Marktorganisation 
für Fischereierzeugnisse auf die Einfuhr der Erzeugnisse nach Grönland.

Durch den Vorschlag soll somit die Anwendung der Vorschriften für den Handel innerhalb 
der Union auf die Einfuhr von Fischereierzeugnissen, die aus Grönland stammen oder nach 
Grönland verbracht wurden, in die Europäische Union erweitert werden. Allerdings müssen 
bei einer derartigen Erweiterung die Vorschriften der EU für Tiergesundheit und 
Lebensmittelsicherheit sowie die Vorschriften der gemeinsamen Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse eingehalten werden. 

Artikel 2 des Vorschlags enthält Begriffsbestimmungen; Artikel 4 betrifft 
Überwachungspläne; Artikel 5 regelt die erforderlichen Kontrollen von aus Drittländern nach 
Grönland eingeführten Erzeugnissen; die Artikel 6 und 7 behandeln Informationssysteme und 
Identitätskennzeichen beim Handel mit den Erzeugnissen, und Artikel 8 behandelt die 
Bestätigung der Erfüllung der Bedingungen des Beschlusses; Artikel 9 enthält die 
Durchführungsmaßnahmen; in Artikel 10 wird ein Ausschussverfahren dargelegt; und 
Artikel 11 legt das Inkrafttreten und die Anwendbarkeit fest.

V. Entscheidung über die angemessene Rechtsgrundlage

Gemäß Artikel 204 AEUV werden die allgemeinen Bestimmungen betreffend überseeische 
Länder und Hoheitsgebiete nicht auf Grönland angewandt, wenn im Protokoll Nr. 34 
spezifische Bestimmungen für Grönland festgelegt sind. Seit Grönland aus der EWG 
ausgetreten ist, sind durch spezifische Bestimmungen und Verfahren im Protokoll Nr. 34 
tatsächlich alle Maßnahmen festgelegt, die die Einfuhrregelung für Erzeugnisse, die der 
gemeinsamen Fischereimarktorganisation unterliegen, betreffen. Derartige Erzeugnisse sind 
in der Verordnung (EG) Nr. 104/2000 des Rates vom 17. Dezember 1999 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur1 aufgeführt, 
und die Erzeugnisse, die Gegenstand des Vorschlags für einen Beschluss sind, sind darin 
aufgeführt. 

                                               
1 ABl. L 17 vom 21.1.2000, S. 22.
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Artikel 203 AEUV kann somit nicht die Rechtsgrundlage für einen Beschluss mit 
Vorschriften für die Einfuhr von Fischereierzeugnissen aus Grönland in die EU darstellen. 
Eine einfache Anwendung des Grundsatzes, dass ein Spezialgesetz einem allgemeinen Gesetz 
in der Anwendung vorgeht (lex specialis derogat legi generali), führt zu dem Schluss, dass 
bei der Annahme eines derartigen Beschlusses die spezifischeren Bestimmungen des 
Protokolls Nr. 34 Anwendung finden müssen und nicht der allgemeinere Artikel 203 AEUV, 
der nur die Assoziierung der Länder und Hoheitsgebiete an die Union insgesamt betrifft.

Absatz 2 des einzigen Artikels dieses Protokolls besagt, dass alle die Einfuhrregelung für 
Fischereierzeugnisse betreffenden Maßnahmen nach dem Verfahren des Artikels 43 AEUV 
beschlossen werden.

Da in den Absätzen 2 und 3 von Artikel 43 AEUV zwei unterschiedliche Verfahren 
beschrieben werden, muss die angemessene Rechtsgrundlage auf einen dieser beiden Absätze 
beschränkt werden. In Absatz 2 ist das Verfahren für die Verabschiedung von Bestimmungen 
festgelegt, die für die Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Fischereipolitik notwendig 
sind, während in Absatz 3 das Verfahren für die Verabschiedung von Maßnahmen zur 
Festsetzung der Preise, der Abschöpfungen, der Beihilfen und der mengenmäßigen 
Beschränkungen sowie zur Aufteilung der Fangmöglichkeiten in der Fischerei festgelegt ist. 

Durch den vorgeschlagenen Beschluss soll Grönland verpflichtet werden, als Bedingung für 
die Anwendung der Binnenmarktvorschriften der EU im Bereich der Fischerei auf die Einfuhr 
von Fischereierzeugnissen mit Ursprung in Grönland die Gesundheitsvorschriften der EU 
umzusetzen, vor allem indem sichergestellt wird, dass die Bestimmungen des Abkommens 
mit den Vorschriften des Unionsrechts für Tiergesundheit, Lebensmittelsicherheit und die 
gemeinsame Marktorganisation für Fischereierzeugnisse, wie sie in Artikel 3 des Vorschlags 
dargelegt sind, in Einklang stehen. 

Mit dem Vorschlag wird also nicht eine der in Artikel 43 Absatz 3 AEUV genannten 
Maßnahmen erlassen, sondern es werden die Ziele der gemeinsamen Fischereipolitik verfolgt, 
und somit muss Absatz 2 dieses Artikels als Rechtsgrundlage für den Vorschlag 
herangezogen werden.

VI. Schlussfolgerungen und Empfehlung

Der Rechtsausschuss hat daher in seiner Sitzung vom 28. Oktober 2010 einstimmig 
beschlossen1, die folgende Empfehlung an Sie zu richten: Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 204 
AEUV sowie der Einzige Artikel des Protokolls (Nr. 34) über die Sonderregelung für 
Grönland müssen die Rechtsgrundlage des vorgeschlagenen Beschlusses bilden.

                                               
1 Bei der Schlussabstimmung waren anwesend: Raffaele Baldassarre (amtierender Vorsitzender), Sebastian 
Valentin Bodu (stellvertretender Vorsitzender), Eva Lichtenberger (Berichterstatterin), Françoise Castex, 
Marielle Gallo, Lidia Joanna Geringer de Oedenberg, Daniel Hannan, Kurt Lechner, Bernhard Rapkay, Diana 
Wallis, Cecilia Wikström und Tadeusz Zwiefka.
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Mit vorzüglicher Hochachtung

Klaus-Heiner Lehne


